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Gemeinde Hanerau -Hademarschen  
 

 

Hanerau-Hademarschen, 31.01.2020 

 
 

Amtliche Bekanntmachung 
 
 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Hanerau-Hademarschen ist zu einer Sitzung am 

 
Donnerstag, den 13.02.2020, um 19:30 Uhr, 

im Sitzungssaal in der Verwaltungsstelle Hanerau-Ha demarschen, Kaiserstraße 11, 25557 Hanerau-
Hademarschen 

 
einberufen. 

 
 

Tagesordnung 
 
1 Eröffnung der Sitzung, Feststellung der Ordnungsmäßigkeit der Einladung, der 

Anwesenheit und der Beschlussfähigkeit 
 

 

 

2 Änderungsanträge zur Tagesordnung 
 

 

 

3 Beschlussfassung über eventuelle Einwendungen gegen die Niederschrift der 
letzten Sitzung 
 

 

 

4 Bekanntgabe von Beschlüssen aus nichtöffentlicher Sitzung 
 

 

 

5 Mitteilungen des Bürgermeisters 
 

 

 

6 Berichte aus den Ausschüssen 
 

 

 

7 Bericht aus dem Schulverband 
 

 

 

8 Einwohnerfragestunde 
 

 

 

9 Wiederherstellung der Bewohnbarkeit Marienhöh 42a 
 

 

 

10 Bebauungsplan Nr. 22 "Wohngebiet Nördlicher Bussardweg" 
- Vorstellung Scopingunterlagen 
 

 

 

11 Bebauungsplan Nr. 22 "Wohngebiet nördlich Bussardweg" 
- Abschluss eines Ingenieurvertrages für die Erschließungsplanung 
 

 

 

12 Bebauungsplan Nr. 21 "Wohnanlage Theodor-Storm-Straße" 
- Entwurf- und Auslegungsbeschluss 
 

 

 

13 4. Änderung des Flächennutzungsplanes 
- Aufstellungsbeschluss 
 

 

 

14 Schwimmbad - Nachrüstung von Strömungswächtern und Steuergeräten für die 
Chlorgasanlage laut Bericht UK-Nord 
 

 

 

15 E-Mobilität 
 

 

 

16 Landfrauenschule Turm 
 

 

 

17 Verkehrsregelnde Maßnahme; 
"Alter Landweg" 
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18 Verkehrsregelnde Maßnahme; 
Tempo 30-Zone für den "Landweg" (ehemaliger Alter Landweg) 
 

 

 

19 Anfragen aus der Gemeindevertretung 
 

 

 

20 Auftragsvergaben 
 

 

 

20.1 Auftragsvergabe Unkrautbekämpfungsgerät 
 

 

 

20.2 Auftragsvergabe - Ersatzbeschaffung Schlegel ISEKI 
 

 

 

20.3 Auftragsvergabe: Schwimmbad - Sanierung Fliesenarbeiten in den Duschen 
 

 

 

21 Gewerbegebiet Hanerau-Hademarschen Westerstraße / Thaden 
- Beauftragung von Planungskosten 
 

 

 

 
Eine Beschlussfassung über die nichtöffentliche Beratung einzelner Tagesordnungspunkte ist möglich. 
 
 
 
gez. Thomas Deckner 
Bürgermeister 
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Gemeinde Hohenwestedt  
 
 

 

Hohenwestedt, 31.01.2020 

 

 
 

Amtliche Bekanntmachung 
 
 
Der Ausschuss für öffentliche Angelegenheiten der Gemeinde Hohenwestedt ist zu einer Sitzung am 

 
Dienstag, den 11.02.2020, um 19:00 Uhr, 

im Raum 1 (Ratssaal), Am Markt 15, 24594 Hohenweste dt 
 

einberufen. 
 
 

Tagesordnung 
 
1 Eröffnung der Sitzung, Feststellung der Ordnungsmäßigkeit der Einladung, der 

Anwesenheit und der Beschlussfähigkeit 
 

 

 

2 Änderungsanträge zur Tagesordnung 
 

 

 

3 Beschlussfassung über eventuelle Einwendungen gegen die Niederschrift der 
letzten Sitzung vom 29.10.2019 
 

 

 

4 Bekanntgabe von Beschlüssen aus nichtöffentlicher Sitzung 
 

 

 

5 Berichte und Mitteilungen 
 

 

 

6 Einwohnerfragestunde 
 

 

 

7 Städtebauförderungsprogramm 
 

 

 

8 Tätigkeitsbericht 2019 des Kreisjugendrings Rendsburg-Eckernförde -  
"Gleis 3" 
 

 

 

9 Sachstand AG Bürgerbus 
 

 

 

10 Sachstandsbericht Kita-Reform 2020 
 

 

 

11 Sachstandsbericht Volkshochschule 
 

 

 

12 Sachstand Handlungskonzept Medizinische Versorgung 
 

 

 

13 Carport Outdoorgruppe Kindertagesstätte 
 

 

 

14 Beteiligung von Kindern und Jugendlichen 
 

 

 

15 Anfragen aus dem Ausschuss 
 

 

 

16 Außenarbeitsplatz Erlenhof in der Kindertagesstätte 
 

 

 

 
Eine Beschlussfassung über die nichtöffentliche Beratung einzelner Tagesordnungspunkte ist möglich. 
 
 
 
gez. Dieter Krusche 
Ausschussvorsitzende 
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Öffentlich-rechtliche Vereinbarung  
über eine kooperative Abwasserentsorgung im  

Gebiet der Gemeinden Hohenlockstedt und Hohenwested t 
 
 
 
Die Gemeinde Hohenwestedt, 
- Gemeindewerke Hohenwestedt Kommunalservice (Eigenbetrieb) -  
Am Gaswerk 8, 24594 Hohenwestedt, 
vertreten durch ihren Bürgermeister (Jan Butenschön), 
 

- nachfolgend auch Kommunalservice genannt - 
und 
 
 
die Gemeinde Hohenlockstedt, 
Kieler Straße 49, 25551 Hohenlockstedt, 
vertreten durch ihren Bürgermeister (Wolfgang Wein), 
 
 
schließen, unterlegt durch Beschlüsse ihrer Gemeindevertretungen, nachfolgende mandatierende 
öffentlich-rechtliche Vereinbarung im Sinne des § 18 bzw. § 19a des Gesetzes über kommunale 
Zusammenarbeit in der Fassung vom 28.02.2003 (GVOBI. Schleswig-Holstein, S. 2003/122), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 16.01.2019 (GVOBI. Schleswig-Holstein, S. 2009/30): 
 
 
 

Präambel 
 
(1) Die Gemeinden Hohenwestedt und Hohenlockstedt sind nach § 44 Abs. 1 des Landeswasser-
gesetzes Schleswig-Holsteins (LWG) in der Fassung vom 13.11.2019 in ihrem jeweiligen Gemein-
degebiet zur Abwasserbeseitigung verpflichtet. Beide Gemeinden unterhalten zu diesem Zweck 
eigene Abwasseranlagen und -netze. Die Erfüllung dieser öffentlich-rechtlichen Pflicht bedarf der 
technischen und der kaufmännischen Betriebsführung. Beide Gemeinden verfügen zum Zeitpunkt 
des Vertragsschlusses über eigenes Personal, das die technische Betreuung der Abwasseranla-
gen und -netze in den jeweiligen Gemeindegebieten wahrnimmt. Die kaufmännische Betriebsfüh-
rung erledigen die Ämter der jeweiligen Gemeinde. 

(2) Zur Sicherstellung einer wirtschaftlichen, leistungsfähigen, kostenstabilen und umweltschonen-
den Abwasserentsorgung planen beide Gemeinden (nachfolgend auch: die Gemeinden) eine Ko-
operation im gemeinsamen Gemeindegebiet. Die genannten Ziele sollen durch eine sukzessive 
Zusammenlegung der Tätigkeiten erreicht werden, wodurch sich die Gemeinden insbesondere 
Synergieeffekte in Form von Größenvorteilen sowie eine Bündelung und Sicherung von Know-How 
versprechen. 
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(3) Der erste Schritt dieser Kooperation wird durch die vorliegende mandatierende öffentlich-
rechtliche Vereinbarung (nachfolgend: Vereinbarung) projektiert. Im Rahmen eines kooperativen 
Konzepts soll der Kommunalservice fortan die technische Betreuung der Anlagen und Netze im 
gemeinsamen Gemeindegebiet erfüllen. Hingegen wird die kaufmännische Betriebsführung wei-
terhin durch die jeweiligen Gemeinden bzw. deren Ämter erledigt. Die Gemeinde Hohenlockstedt 
leistet Erstattungszahlungen und wird darüber hinaus zu dieser Kooperation beitragen, indem sie 
einzelne sächliche Betriebsmittel sowie — unter Besitzstandswahrung der bisherigen Arbeitsver-
träge — ihre Mitarbeiter auf die Gemeinde Hohenwestedt überträgt und sich ihrer zur Erfüllung der 
Abwasserbeseitigungspflicht aus § 44 LWG bedienen kann. Hierzu werden separate Verträge zwi-
schen den Gemeinden und den einzelnen Angestellten geschlossen, die von der vorliegenden 
Vereinbarung jedoch unberührt bleiben. Ferner wird die Gemeinde Hohenlockstedt an die Ge-
meinde Hohenwestedt verursachungsgerechte Erstattungsleistungen erbringen. 

(4) Diese Vereinbarung regelt Art, Umfang und Durchführung des kooperativen Konzepts im Rah-
men der gemeinsamen Aufgabenerfüllung. Eine Übertragung von Aufgaben im Sinne des § 46 
LWG findet nicht statt. 
 
 

§ 1 
Umfang der Beiträge des Kommunalservices 

 
(1) Der Kommunalservice verpflichtet sich zur Erfüllung der technischen Betriebsführung über die 
von der Gemeinde Hohenlockstedt betriebenen öffentlichen Abwasserbeseitigungseinrichtungen 
im Sinne der §§ 4 und 5 der Allgemeinen Abwasserbeseitigungssatzung der Gemeinde Hohen-
lockstedt (Anlage 1, nachfolgend: Abwassersatzung). Nicht von dieser Vereinbarung umfasst ist 
die von der Gemeinde Hohenlockstedt betriebene dezentrale Abwasserbeseitigung im Sinne der 
§§ 19-21 dieser Abwassersatzung. 

(2) Die Aufgabe der technischen Betriebsführung umfasst die Durchführung der Abwasserentsor-
gung einschließlich der Bewirtschaftung der sich im Eigentum der Gemeinde befindlichen öffentli-
chen Abwassereinrichtungen. Dazu gehört die Erledigung aller Arbeiten, die mit ihrem Betrieb ver-
bunden sind, insbesondere die Planung, Entscheidung, Organisation, der Vollzug und die Kontrolle 
aller Maßnahmen, die zur Aufrechterhaltung des Betriebs und zur Erfüllung der Aufgaben der Ge-
meinde Hohenlockstedt im Bereich der Abwasserbeseitigung erforderlich sind. 

Es handelt sich zum Beispiel um folgende Tätigkeiten: 

a) die turnusgemäße Kontrolle aller prüfpflichtigen bzw. relevanten Anlagenbauteile entspre-
chend den geltenden Vorschriften; 

b) die Erstellung zugehöriger Wartungsberichte; 
c) die Instandhaltung und Instandsetzung der bestehenden Anlagen sowie die Begleitung der 

Planung und Errichtung von erforderlichen Nachrüstungen, Erweiterungen oder Neuanla-
gen; 

d) Meldungen an die Gemeinde Hohenlockstedt über den Bedarf, der durch Tätigkeiten nach 
vorstehender lit. c) anfällt, sofern dieser im Einzelfall höher ist als 500,00 EUR bzw. eine 
Gesamthöhe von 6000,00 EUR im Jahr übersteigt; 

e) die Unterhaltung eines 24h-Bereitsschafts- und Störungsdienstes; 
f) die monatliche Ablesung von Nutzungsdaten; 
g) die Überwachung der Grundstücksentwässerungsanlagen einschließlich der Überwachung 

der Einleitung von den an diese Anlagen angeschlossenen Grundstücken. 
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(3) Die Gemeinde Hohenlockstedt ist berechtigt, im Einvernehmen mit dem Kommunalservice, den 
Umfang der technischen Betriebsführung zu verändern, soweit dies für die Erfüllung wasserrechtli-
cher Verpflichtungen der Gemeinde erforderlich ist. Die Einzelheiten dazu werden über eine Nach-
tragsvereinbarung zu dieser Vereinbarung geregelt. 

(4) Die kaufmännische Betriebsführung für ihr eigenes Kommunalgebiet erfüllt der Kommunalser-
vice weiterhin selbst bzw. lässt diese Aufgabe vom Amt Mittelholstein erledigen. 
 
 

§ 2 
Rechte des Kommunalservices 

 
(1) Der Kommunalservice ist berechtigt, sämtliche zur Erfüllung seiner Beiträge nach § 1 dieser 
Vereinbarung erforderlichen oder zweckmäßigen Tätigkeiten auszuführen. Er ist insbesondere 
auch berechtigt, die Abwasserbeseitigungseinrichtungen außer Betrieb zu nehmen, sofern die An-
lagen selbst oder Dritte durch ihren Betrieb gefährdet werden. Hebt die Gemeinde Hohenlockstedt, 
obwohl die Gründe berechtigt sind, die Außerbetriebnahme in Ausübung ihres Direktionsrechts 
nach § 5 Abs. 1 auf, so ist der Kommunalservice von der Haftung für etwaige dann entstehende 
Schäden befreit. 

(2) Der Kommunalservice handelt, soweit er im Rahmen der technischen Betriebsführung nach § 1 
dieser Vereinbarung Geschäfte mit Dritten tätigt, im eigenen Namen (z.B. Subaufträge, Erwerb von 
sächlichen Betriebsmitteln, Anstellung von Personal). Der Kommunalservice ist insoweit von den 
Beschränkungen des § 181 BGB befreit. Für Geschäfte, die außerhalb der nach § 1 zu erbringen-
den Beiträgen liegen oder im Einzelfall einen Betrag von 500,00 EUR bzw. eine Gesamthöhe von 
6000,00 EUR im Jahr übersteigen, ist die Zustimmung der Gemeinde Hohenlockstedt erforderlich. 

(3) Für die Gemeinde Hohenlockstedt errichtete Anlagen gehen unmittelbar in ihr Eigentum über. 
 
 

§ 3 
Pflichten des Kommunalservices  

 
(1) Der Kommunalservice hat seine Beiträge nach § 1 dieser Vereinbarung unter Beachtung der 
gesetzlichen und behördlichen Vorschriften sowie der anerkannten Regeln der Technik einschließ-
lich der Weisungen der Gemeinde Hohenlockstedt gemäß § 4 dieser Vereinbarung durchzuführen. 

(2) Der Kommunalservice unterhält die für die technische Betriebsführung nach § 1 erforderlichen 
Materialien und beweglichen sächlichen Mittel in eigenem Namen. Zur Erfüllung seiner Beiträge 
hält er zudem zahlenmäßig ausreichendes und qualifiziertes Personal vor. Insoweit kann er sich 
auch Dritter bedienen. 

(3) Der Kommunalservice ist verpflichtet, die Ansätze des von der Gemeinde Hohenlockstedt be-
schlossenen Haushaltsplanes einzuhalten. Will der Kommunalservice zur Sicherstellung einer ord-
nungsgemäßen Betriebsführung diese Ansätze im Einzelfall überschreiten oder Maßnahmen 
durchführen, die im Haushaltsplan nicht vorgesehenen sind, muss er der Gemeinde Hohen-
lockstedt rechtzeitig entsprechende Vorschläge machen. Über diese wird die Gemeinde Hohen-
lockstedt unverzüglich entscheiden. Der Kommunalservice haftet nicht, wenn die Gemeinde Ho-
henlockstedt Vorschläge ohne sachlichen Grund ablehnt oder nicht rechtzeitig über sie entschei-
det. 
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(4) Der Kommunalservice ist verpflichtet, den Bürgermeister der Gemeinde Hohenlockstedt über 
die Leistungsfähigkeit und den Zustand der Anlagen sowie über wichtige Vorgänge des techni-
schen Betriebs in angemessener Weise zu unterrichten. Wichtige Vorgänge sind ihm unverzüglich 
mitzuteilen, sonstige nur auf Anforderung. Zu den wichtigen Vorgängen zählt es insbesondere 
auch, wenn der Kommunalservice die Kläranlagen und -netze nach § 2 Abs. 1 außer Betrieb 
nimmt. 

(5) Der Kommunalservice gewährt dem Bürgermeister der Gemeinde Hohenlockstedt auf dessen 
Anforderung Einsicht in alle die technische Betriebsführung nach § 1 betreffenden Unterlagen. 
Soweit er das verlangt, werden ihm die Unterlagen vorübergehend zu Prüfungszwecken überlas-
sen. 

(6) Der Kommunalservice teilt dem Bürgermeister der Gemeinde Hohenlockstedt bis zum 1.9. ei-
nes jeden Jahres die zum Zwecke der Haushalts- und Finanzplanung notwendigen Ansätze für 
den Betrieb, die Unterhaltung und für notwendige Investitionen im Folgejahr mit. Soweit möglich, 
gibt er dem Bürgermeister zudem einen Ausblick für die darauffolgenden 3 Jahre. 
 
 

§ 4 
Umfang der Beiträge der Gemeinde Hohenlockstedt 

 
(1) Die Gemeinde Hohenlockstedt überträgt dem Kommunalservice das zum Zeitpunkt des Ver-
tragsschlusses bei ihr mit der technischen Betriebsführung im eigenen Gemeindegebiet betraute 
Personal zum Zwecke der technischen Betriebsführung der Abwasserentsorgung im gemeinsamen 
Gemeindegebiet. Darüber werden separate Vereinbarungen geschlossen. 

(2) Die Gemeinde Hohenlockstedt überträgt dem Kommunalservice zudem das Eigentum an fol-
genden sächlichen Betriebsmitteln: VW Crafter, zum aktuellen Zeitwert in Höhe von 14.536,52 €. 

(3) Die Gemeinde Hohenlockstedt erhebt für die Abwasserentsorgung in ihrem Gemeindegebiet 
Gebühren und Beiträge auf Grundlage ihrer Beitrags- und Gebührensatzung für die Abwasserbe-
seitigung in ihrer jeweils aktuellen Fassung. Sie erstattet dem Kommunalservice verursachungsge-
recht diejenigen Kosten, die ihm für die Erfüllung der technischen Betriebsführung (§ 1) im Gebiet 
der Gemeinde Hohenlockstedt entstehen. Die Erstattungsleistungen werden nach einer jeweils im 
Vorjahr festzusetzenden, kostendeckenden Pauschale abgerechnet, die jährlich entsprechend der 
tatsächlichen und erwarteten Kostenentwicklung anzupassen ist. 

Im Einzelnen berechnet sie sich nachfolgenden Grundsätzen: 

a) Für das erste Vertragsjahr erbringt die Gemeinde Hohenlockstedt eine Erstattungsleistung 
in Höhe von insgesamt 173.552,50 € ( 11/12 des in Anlage 2 ermittelten Betrages da das 
Vertragsjahr am 01.02.2020 beginnt ). Dieser Betrag entspricht dem von den Parteien ex 
ante ermittelten und in Anlage 2 dokumentierten Mehraufwand, der dem Kommunalservices 
durch die Wahrnehmung der technischen Betriebsführung voraussichtlich entstehen wird. 
Er umfasst die durch die Personalübertragung nach § 4 Abs. 1 auf Seiten des Kommu-
nalservice entstehenden notwendigen Personalkosten für 2 Vollzeitstellen zuzüglich einer 
anteiligen Erstattung des durch die Übernahme der Beiträge nach § 1 entstehenden Mehr-
aufwandes auf Seiten des bereits vorhandenen Personals des Kommunalservices in Höhe 
von 0,25 Vollzeitstellen. Die weiteren in der Anlage 2 benannten Kostenpositionen (z.B. für 
Fahrzeug, Fortbildung, Dienstkleidung, Mobiltelefone) entsprechen (gerundet) denjenigen 
Kosten, die auf Seiten Hohenlockstedts im vergangenen Jahr entstanden sind. 
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b) Für die folgenden Vertragsjahre erstellt der Kommunalservice jeweils im Vorhinein eines 
jeden Vertragsjahres (§ 9 Abs. 1), spätestens bis zum 01.09., eine Kalkulation über den tat-
sächlichen Aufwand, der ihm voraussichtlich aufgrund seiner Beiträge nach § 1 entstehen 
wird. Die Vorauskalkulation ist von der Gemeinde Hohenlockstedt bis zum 01.12. eines je-
den Jahres zu bestätigen — andernfalls gilt sie als bestätigt. 
Die Vorauskalkulation erfolgt auf Grundlage der Abrechnungen aus dem jeweiligen Vorjahr 
unter Einbeziehung der tatsächlichen und der zu erwartenden Kostenentwicklungen. Bei 
der Kostenentwicklung sind insbesondere Änderungen in dem für den Kommunalservice 
geltenden Tarifvertrag (in gleicher prozentualer Höhe) zu berücksichtigen. Die Gemeinde 
Hohenlockstedt ist berechtigt, Einsicht zu nehmen in sämtliche Bücher und für die Kalkula-
tion erforderlichen Belege. Sie kann verlangen, dass die Kalkulation von einer Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft ihrer Wahl geprüft wird. 

c) Die Gemeinde Hohenlockstedt leistet bis zum 15. eines jeden Monats Abschlagszahlungen 
in Höhe von 1/12 des ermittelten Jahresbetrages gemäß der vorgenannten lit. a) und b). 

d) Mit den Zahlungen gemäß vorgenannter lit. c) sind alle Arbeiten und Aufwände im Rahmen 
der laufenden technischen Betriebsführung (§ 1), wie Betrieb, Unterhaltung, Wartung, In-
spektion, Störungsbehebung, Instandsetzungen, Anlagenüberwachung, Nachrichtenwesen 
und die dazugehörigen Dokumentationen abgegolten. 
Reparatur-, Instandsetzungs- sowie Investitionskosten, die nicht in der Vorauskalkulation 
gem. lit. a) und b) aufgeführt sind, die im Einzelfall aber einen Betrag in Höhe von 500 € 
oder einen jährlichen Gesamtbetrag in Höhe von 6000€ überschreiten (siehe auch § 1 Abs. 
2 lit. d) und § 2 Abs. 2), werden gesondert auf Nachweis in voller Höhe mit der Gemeinde 
Hohenlockstedt abgerechnet. 

(3) Die kaufmännische Betriebsführung für ihr eigenes Gemeindegebiet erfüllt die Gemeinde Ho-
henlockstedt durch eigenes Personal bzw. lässt diese Aufgabe vom Amt Kellinghusen erledigen. 
 
 

§ 5 
Rechte der Gemeinde Hohenlockstedt 

 
Über den zeitlichen Einsatz seines Personals und über den Umfang der jeweiligen Aufgabenzu-
ordnung entscheidet in erster Linie der Kommunalservice selbst. Die Gemeinde Hohenlockstedt 
kann dem für die Beitragsleistungen nach § 1 vom Kommunalservice eingesetzten Personal je-
doch in Gemäßheit des § 19a Abs. 1 GkZ fachliche Weisungen erteilen. Unterlässt die Gemeinde 
Hohenlockstedt eine solche Weisung trotz Kenntnis oder Kennenmüssens eines bevorstehenden 
Schadens, so haftet der Kommunalservice nicht für die entstehenden Schäden. Dasselbe gilt, so-
weit Schäden aufgrund einer Weisung durch die Gemeinde Hohenlockstedt entstehen. 
 
 

§ 6 
Gemeinsame Rechte und Pflichten 

 
(1) Der Kommunalservice und die Gemeinde Hohenlockstedt werden ihre Beiträge rational gestal-
ten und Rationalisierungserfolge der gemeinsamen Kooperation zugutekommen lassen. 

(2) Die Eigentumsverhältnisse an sämtlichen Anlagen, die der Abwasserentsorgung im jeweiligen 
Gemeindegebiet dienen, bleiben von dieser Kooperation unberührt.  
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(3) Der Kommunalservice und die Gemeinde Hohenlockstedt haften einander für Schäden, die im 
Rahmen ihrer nach den §§ 1, 4 zu erbringenden Beiträgen entstehen, nach den gesetzlichen Vor-
schriften, jedoch ergänzt und angepasst durch nachfolgende Regelungen: 

a) Der Kommunalservice und die Gemeinde Hohenlockstedt haften einander nicht für leichte 
Fahrlässigkeit; 

b) Für mittlere Fahrlässigkeit haften sie einander entsprechend den Grundsätzen zum inner-
betrieblichen Schadensausgleich. Der Schaden wird zwischen ihnen angemessen aufge-
teilt, insbesondere in Ansehung der Gefahrneigung im Bereich der Abwasserentsorgung, 
der bloß kostendeckenden Beiträge der Gemeinde Hohenlockstedt und der Schadenshöhe 
im Einzelfall; 

c) Soweit ein Kooperationspartner unter Berücksichtigung der vorstehenden Regelungen dem 
Grunde nach haftet, so ist seine Haftung im Einzelfall auf den vertragstypischen Schaden in 
Höhe von EUR 50.000 (in Worten: fünfzigtausend Euro) begrenzt. Das gilt auch für ausge-
bliebene Einsparungen. Die Haftung für sonstige entfernte Folgeschäden ist ausgeschlos-
sen; 

d) Die §§ 2 Abs. 1, 3 Abs. 3 und § 5 Abs. 1 bleiben von den Regelungen dieses § 6 Abs. 3 
ebenso unberührt, wie die Haftung für Verletzungen des Lebens, des Körpers und der Ge-
sundheit; 

e) Die Kooperationspartner werden einander insoweit von Ansprüchen dritter Seite freistellen, 
wie sie einander im Innenverhältnis aufgrund der lit. a) bis d) sowie § 2 Abs. 1, § 3 Abs. 3 
und § 5 Abs. 1 nicht oder nur begrenzt zum Ausgleich verpflichtet sind. 

(4) Die Gemeinden geben diese Vereinbarung örtlich bekannt. 
 
 

§ 7 
Vertragslaufzeit 

 
(1) Dieser Vertrag tritt zum 01.02.2020 in Kraft und hat eine regelmäßige Laufzeit von zehn Jah-
ren. 

(2) Der Vertrag verlängert sich jeweils um weitere fünf Jahre, wenn er nicht unter Beachtung einer 
Kündigungsfrist von einem Jahr vor Ende der Vertragslaufzeit von einer Vertragspartei gekündigt 
wird. Die Kündigung bedarf der Schriftform. 
 
 

§ 8 
Schlussbestimmungen 

 
(1) Das Vertragsjahr ist das Kalenderjahr. 

(2) Der Kommunalservice und die Gemeinde Hohenlockstedt dürfen ihre Rechte und Pflichten aus 
oder im Zusammenhang mit dieser Vereinbarung nur nach schriftlicher Zustimmung des jeweils 
anderen auf Dritte übertragen. 

(3) Änderungen und Ergänzungen dieser Vereinbarung haben schriftlich zu erfolgen; das Gleiche 
gilt für das vorstehende Schriftformerfordernis. 
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(4) Für alle Rechtsstreitigkeiten aus oder im Zusammenhang mit diesem Vertrag gilt ausschließ-
lich deutsches Recht. 

(5) Sollte eine Regelung dieser Vereinbarung unwirksam sein, so hat dies keine Auswirkung auf 
die Wirksamkeit der gesamten Vereinbarung. In einem solchen Fall ist die Vereinbarung ihrem 
Sinn und Zweck entsprechend auszulegen, wobei zu berücksichtigen ist, was die Parteien gewollt 
hätten, wenn ihnen die Ungültigkeit der Regelung bekannt gewesen wäre. 
 
Hohenwestedt, den 28.01.2020 
 
 
Gez. 
 
Jan Butenschön 
(Bürgermeister) 
Gemeinde Hohenwestedt (Kommunalservice) 
 
 
 
Hohenlockstedt, den 28.01.2020 
 
 
Gez. 
 
Wolfgang Wein 
(Bürgermeister) 
Gemeinde Hohenlockstedt 
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